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§ 1  Einführung 

I. Problemstellung 
Problemstellung 

Dem deutschen Verwaltungsrecht wird in wichtigen Teilbereichen ein 
massiver Entwicklungsrückstand gegenüber dem europäischen Verwal-
tungsrecht attestiert1. Insbesondere gelänge es auf europäischer Ebene bes-
ser, die Bedeutung des Verwaltungsverfahrens adäquat zu erfassen und 
Rechtsschutz im Verwaltungsverfahren zu gewährleisten2.  

 
Am Beispiel des Rechts der kommunikativen Verfahrenshandlungen3 soll 
geprüft werden, ob dieser Vorwurf gerechtfertigt ist. Die kommunikativen 
Verfahrenshandlungen sind hierfür in besonderem Maße geeignet, denn 
zum einen bedingt das heutige Staat-Bürger-Verhältnis, dass Verwaltung 
und Bürger miteinander kommunizieren. Zum anderen ist in der Informati-
onsgesellschaft der mit der Kommunikation erfolgende Informationsfluss 
von zentraler Bedeutung.  

Dem heutigen Staat-Bürger-Verhältnis liegt ein gewandeltes Verständ-
nis von Verwaltung zu Grunde: Im demokratischen Rechtsstaat sollen – 
und wollen nach eigenem Selbstverständnis – die Verwaltungsbehörden 
nicht nur über, sondern auch (im Gespräch) mit dem Bürger entscheiden 
                                                 

 
1 Siehe z.B. Classen, Die Europäisierung des Verwaltungsrechts, in: Kreuzer, Die 

Europäisierung der mitgliedsstaatlichen Rechtsordnungen, S. 107 (122); ders., Die Ver-
waltung 31 (1998), S. 307 (331); Dreier, DÖV 2002, S. 537 (544); Ehlers, DVBl 2004, 
1441 (1451); Kahl, VerwArch 95 (2004), S. 1 (34); Scherzberg, Die Öffentlichkeit der 
Verwaltung, S. 210; Scheuing, Europarechtliche Impulse, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-
Aßmann, Innovation und Flexibilität des Verwaltungshandelns, S. 289 (292ff.); ders., 
Diskussionsbeitrag, VVDStRL 53 (1994), S. 240 (254f.); Schmidt-Aßmann, Einleitende 
Problemskizze, in: ders./Hoffmann-Riem, Strukturen des Europäischen Verwaltungs-
rechts, S. 9 (43); ders., Perspektiven der Systembildung, in: Hoffmann-Riem/ders., Ver-
waltungsverfahren und Verwaltungsverfahrensgesetz, S. 429 (445); Schoch, JZ 1995, 109 
(117); ders., Die Europäisierung des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes, S. 37; 
ders., Die Europäisierung des Verwaltungsprozessrechts, in: Schmidt-Aßmann u.a., FG 
BVerwG, S. 507 (518, 531); Sommermann, DÖV 2002, 133 (136); Steinberg, AöR 120 
(1995), S. 549 (586); Sydow, JuS 2005, 97 (100); Ziekow, NVwZ 2005, 263 (267). 

2  Kahl, VerwArch 95 (2004), S. 1 (34); Schoch, Die Europäisierung des verwal-
tungsgerichtlichen Rechtsschutzes, S. 37f. 

3  Zur Erläuterung des Begriffes der kommunikativen Verfahrenshandlungen § 2 III. 
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(sog. ‚kommunikative Verwaltung‘)4. Diesem entspricht das gewandelte 
Selbstverständnis des mündigen Bürgers im Grundrechtsstaat: Der mündi-
ge Bürger fordert seine Einbeziehung in die Verwaltungsentscheidung, er 
hinterfragt die staatliche Entscheidung und stellt diese zur verwaltungs-
rechtlichen und -gerichtlichen Überprüfung (sog. ‚partizipatorische Revo-
lution‘)5; nur der informierte Bürger aber kann ein mündiger Bürger sein6. 

Information ist seit jeher ein Machtfaktor7. Jedoch ist die Bedeutung der 
Information seit den achtziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts noch 
einmal gestiegen. In der heutigen Wirtschafts- und Gesellschaftsform (sog. 
Informationsgesellschaft) spielt der produktive Umgang mit Informationen 
eine herausragende Rolle für Staat und Gesellschaft8. Der somit bestehen-
de gesteigerte Informationsbedarf betrifft sowohl den Staat als auch den 
Bürger. Die kommunikativen Verfahrenshandlungen dienen der Verwal-
tung dazu, Informationen zu vermitteln (Informationsvermittlung), ermög-
lichen ihr aber auch, Informationen zu erhalten (Informationsgewinnung). 
Die Bedeutung der Informationsgewinnung durch die Verwaltung ist in der 
Informationsgesellschaft größer geworden: Die sich seit der industriellen 
Revolution beschleunigende technologische Entwicklung hat sich mit der 
allgemeinen Computerisierung seit den 1960er Jahren (sog. ‚digitale Revo-

                                                 
 
4  Bonk/Schmitz, in: P. Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, § 1 Rn. 5; Goerlich, DÖV 

2006, 313 (319f.); Hill, DVBl 2002, 1316 (1324); Voßkuhle, Der Wandel von Verwal-
tungsrecht und Verwaltungsprozeßrecht, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwal-
tungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 349 (365ff.). – In Bezug auf das Polizei-
recht Würtenberger/Heckmann, Polizeirecht, Rn. 31. 

5  Zusammenfassend Würtenberger, Zeitgeist und Recht, S. 110ff.; zu den Auswir-
kungen auf die Verwaltungsgerichtsbarkeit ders., Verwaltungsprozessrecht, Rn. 65f. 

6  Sieber, NJW 1989, 2569 (2570). 
7  Vgl. statt aller Kahl, Der europarechtlich determinierte Verfassungswandel, in: Ha-

ratsch/Kugelmann/Repkewitz, Herausforderungen an das Recht der Informationsgesell-
schaft, S. 9 (13): „Fragen der Information und Kommunikation sind Fragen von Macht 
bzw. Herrschaft.“ – Diese Wendung geht zurück auf Francis Bacon (1521–1626), der 
1597 in ‚Mediationes sacrae‘ die (zukünftige) Bedeutung der Wissenschaft hervorhub. 
Dort heißt es: „Nam et ipsa scientia potestas est.“, dies wird in der englischen Fassung 
von 1598 als „For knowledge itself is power“ übersetzt, zu Deutsch: „Denn auch das 
Wissen selbst ist eine Macht.“ 

8  Siehe den Bericht der Europäischen Kommission ‚Europas Weg in die Informati-
onsgesellschaft‘ (KOM [94], 347 endg.) und der der Bundesregierung ‚Info 2000 – 
Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft‘ (BT-Drs 13/4000); die ‚Informati-
onsgesellschaft‘ ist Thema zahlreicher juristischer Tagungen (z.B. 36. Assistententagung 
Öffentliches Recht 1996, dazu Haratsch/Kugelmann/Repkewitz, Herausforderungen an 
das Recht der Informationsgesellschaft) und Sammelbände (z.B. Hoffmann-Riem/ 
Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft); weitere Nachw. bei 
Masing, VVDStRL 63 (2004), S. 377 (392), Fn. 45. 
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lution‘)9 noch einmal intensiviert10. Diese Entwicklung wurde durch den 
Gesetz- und Verordnungsgeber aufgenommen, so sind beispielsweise heute 
gesetzliche Grenzwerte zum Schutz vor Gefahren zu beachten, die vor we-
nigen Jahren noch unbekannt waren11. Daher sind zunehmend sog. kom-
plexe Verwaltungsentscheidungen zu treffen, die einen erhöhten Informa-
tionsbedarf bei der Verwaltung auslösen12. Die gesteigerte Bedeutung von 
Informationen beruht aber auch auf den gewaltigen Fortschritten in der In-
formations- und Kommunikationstechnologie insbesondere seit Mitte der 
1990er Jahre (sog. ‚informationelle Revolution‘)13, auf Grund derer Infor-

                                                 
 
9  Die Erfindung der integrierten Schaltkreise (Chips) im Jahr 1964 und des Mikro-

chips (um 1970) waren wichtige Meilensteine bei der standardisierten Herstellung des 
Computers und somit seiner Verbreitung. Ein weiterer wichtiger Schritt war die Erfin-
dung des Personal Computers (PC) um das Jahr 1980, die einen massenweisen Einsatz im 
Büro – und schließlich auch privat – ermöglichte. Siehe zum Ganzen ten Horn-van 
Nispen, 400 000 Jahre Technikgeschichte, S. 149ff.; sowie unter http://www.ibm.com/de/ 
ibm/unternehmen/chronik. – Die ‚digitale Revolution‘ wird daher auch als ‚zweite indus-
trielle Revolution‘ bezeichnet (Sieber, NJW 1989, 2569 [2570]). 

10  Zu den darauf basierenden gesellschaftlichen Veränderungen Trute, Wissenschaft 
und Technik, in: Isensee/Kirchhof, HdbStR3 IV, § 88 Rn. 8. 

11  Als Beispiel für zu beachtende Grenzwerte zum Schutz vor Gefahren, die erst seit 
wenigen Jahren bekannt sind, können die Grenzwerte für Feinstaub dienen: Gem. § 44 
BImSchG i.V.m. § 4 Abs. 2 der 22. BImSchV sind – in Umsetzung von Art. 6 Abs. 2 
Luftqualitäts-RL i.V.m. Art. 5, Anhang III Luftqualitäts-Grenzwert I-RL (dazu Jarass, 
NVwZ 2003, 257ff.; Rehbinder, NuR 2005, 493ff.) – Grenzwerte für Partikel PM10 (sog. 
Feinstaub) zu messen und einzuhalten. Die Gefahren des Feinstaubs sind erst seit etwa 
Mitte der 1990er Jahre bekannt (siehe z.B. den Bericht des Umwelt- und Prognose-
Instituts [UPI] aus dem Jahr 1997, UPI, Bericht 43: Externe Gesundheitskosten des Ver-
kehrs in der Bundesrepublik Deutschland; siehe auch Bundesministerium für Umwelt, 
Feinstaub, S. 4f.; sowie Lahl/Steven, Feinstaub, Pneumologie 2005, 704ff.). Auch heute 
sind die Gefahren nicht vollständig erforscht. So heißt es z.B. in der Mitteilung der 
Kommission zur Luftqualitäts-RL: „Die Höhe dieser Obergrenze trägt den Unsicherhei-
ten unseres derzeitigen Wissenstandes hinsichtlich der Gefährdung … Rechnung.“ (Mit-
teilung der Kommission an den Rat und das Europäische Parlament, Thematische Strate-
gie zur Luftreinhaltung, KOM(2005) 446 endgültig, 4.1.1). – Generell wurde Luft erst im 
Zusammenhang mit der Industrialisierung im 20. Jahrhundert als Umweltmedium und 
knappe Ressource wahrgenommen (vgl. W. Finger, Europäische Zertifikatmärkte und 
Gemeinschaftsrecht, S. 4f.). 

12  So erfordert beispielsweise die Genehmigung eines computergestützten Atom-
kraftwerks weitaus mehr Informationen als die Genehmigung einer Mühle; vgl. auch 
Schmidt-Aßmann, VVDStRL 34 (1976), S. 221 (224); Trute, Wissenschaft und Technik, 
in: Isensee/Kirchhof, HdbStR3 IV, § 88 Rn. 12. 

13  War der Siegeszugs des Internets im Jahr 1994 noch auf die Informationsszene be-
schränkt (siehe W. Bredemeier, password 1/1995, S. 1f.), so erfolgte bereits 1996 der 
kommerzielle Durchbruch des World Wide Webs (ders., password 1/1997, S. 1f.). 
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mationen fast überall verfügbar (Globalisierung der Information)14 und 
schnell, zu geringen Kosten und nahezu unbegrenzt produzier- und konser-
vierbar sind (informationelle Ressourcenvermehrung)15. Die Informations-
vermittlung an den Bürger ist ebenfalls von zentraler Bedeutung: Die Glo-
balisierung der Information hat dazu geführt, dass die Rezeption der In-
formation global erfolgt. Die Berichterstattung und damit die Wahrneh-
mung des einzelnen Bürgers beschränkt sich nicht mehr auf die lokale, 
sondern erweitert sich auf die globale Ebene16. Mithin setzt sich der ein-
zelne Bürger mit Verwaltungsentscheidungen auseinander, von denen er 
zuvor nie erfahren hätte. Auch die Nachfragen der kritischen (Medien-) 
Öffentlichkeit beschränken sich somit nicht auf lokale Ereignisse, sondern 
erfolgen global. Der Informationsbedarf sowohl des Staates als auch des 
Bürgers ist somit in der Informationsgesellschaft noch einmal gestiegen17. 
Die angemessene rechtliche Ausgestaltung der Kommunikation der Behör-
de mit den Verfahrensbeteiligten sowie anderen Privatrechtssubjekten und 
öffentlichrechtlichen Stellen (Verwaltungskommunikationsrecht) ist in der 
Informationsgesellschaft zur Grundbedingung des Verwaltungshandelns 
geworden18. 

                                                 
 
14  Voßkuhle, Der Wandel von Verwaltungsrecht und Verwaltungsprozeßrecht, in: 

Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Informationsgesellschaft, 
S. 349 (352). 

15  Kloepfer, Informationsrecht, § 1 Rn. 5; Schoch, VVDStRL 57 (1998), 158 (169f.); 
Stohrer, Informationspflichten Privater, B.I.1.a); Voßkuhle, Der Wandel von Verwal-
tungsrecht und Verwaltungsprozeßrecht, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwal-
tungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 349 (352). 

16  Trute, Wissenschaft und Technik, in: Isensee/Kirchhof, HdbStR3 IV, § 88 Rn. 10. 
17  So auch Kloepfer, DÖV 2003, 221; Roßnagel, Möglichkeiten für Transparenz und 

Öffentlichkeit im Verwaltungshandeln, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwal-
tungsrecht in der Informationsgesellschaft, S. 257 (265, 300ff.); Schmidt-Aßmann, Das 
allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, Kap. 6 Rn. 3; Schoch, VVDStRL 57 
(1998), 158 (179f.); ders., Entformalisierung staatlichen Handelns, in: Isensee/Kirchhof, 
HdbStR3 III, § 37 Rn. 56; ders., DÖV 2006, 1f.; Stohrer, BayVBl 2005, 489; Stohrer, In-
formationspflichten Privater, B.I.1.a); Voßkuhle, Der Wandel von Verwaltungsrecht und 
Verwaltungsprozeßrecht, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der 
Informationsgesellschaft, S. 349 (352ff.). 

18  Hill, DVBl 2002, 1316; Voßkuhle, Der Wandel von Verwaltungsrecht und Verwal-
tungsprozeßrecht, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungsrecht in der Infor-
mationsgesellschaft, S. 349 (356); ähnlich auch Kugelmann, Die informatorische Rechts-
stellung des Bürgers, S. 2, 17; Pitschas, Allgemeines Verwaltungsrecht als Teil der öf-
fentlichen Informationsordnung, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann/Schuppert, Re-
form des Allgemeinen Verwaltungsrechts, S. 219 (227); Schmidt-Aßmann, Das allgemei-
ne Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, Kap. 6 Rn. 5. – Zu den erforderlichen Anpassun-
gen des Urheberrechts in der Informationsgesellschaft B. Bredemeier, password 5/2003, 
S. 24ff.; Seith, Wie kommt der Urheber zu seinem Recht, insb. S. 43ff. 
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Daher spielen auf Grund des heutigen Staat-Bürger-Verhältnisses und 
angesichts der Herausforderungen der Informationsgesellschaft die kom-
munikativen Verfahrenshandlungen eine entscheidende Rolle. Auf Grund 
dieser herausragenden Bedeutung eignen sie sich besonders gut als Prüf-
stein für den Rechtsschutz im und durch Verwaltungsverfahren.  

 
Der Blick ist dabei nicht nur auf die gesetzliche Ausgestaltung des Rechts 
der kommunikativen Verfahrenshandlungen, sondern zum einen auch auf 
dessen Anwendung durch Verwaltungsbehörden und Gerichte zu lenken. 
Dabei ist zu bedenken, dass das normative Potential des Verwaltungsver-
fahrensrechts bei der Gesetzesinterpretation nicht immer zur vollen Entfal-
tung gelangt19. Zum anderen und vor allem ist das verfassungsrechtlich ge-
botene Recht zu betrachten. Daher ist zunächst die nationale Perspektive 
beizubehalten und zu fragen, ob das Recht der kommunikativen Verfah-
renshandlungen insbesondere den erforderlichen Grundrechtsschutz durch 
Verfahren gewährt20. Auf diese Weise wird innerstaatlicher Reformbedarf 
und zugleich innerstaatliches Reformpotential sichtbar. 

Die europäische und die nationale Perspektive schließen sich nicht aus, 
sondern ergänzen einander vielmehr. So ist mit Schoch zu betonen, dass 
„die Einwirkungen des EG-Rechts auf das innerstaatliche … Recht … 
teilweise geeignet [sind], unzeitgemäße Verkrustungen aufzubrechen und 
überfälligen Reformen Impulse zu verleihen. Beispiel … hierfür [ist] … 
die Chance zu einer behutsamen Aufwertung des Verwaltungsverfahrens-
rechts.“21 

                                                 
 
19  Schoch, Die Verwaltung 25 (1992), S. 21 (42). 
20  Für die Forderung des Bundesverfassungsgerichts, bereits im Verwaltungsverfah-

ren (und nicht erst im Gerichtsverfahren) Grundrechtsschutz zu gewähren, steht pars pro 
toto der sog. Mülheim-Kärlich-Beschluss (BVerfGE 53, 30 [65f.]). 

21  Schoch, Die Europäisierung des Verwaltungsprozessrechts, in: Schmidt-Aßmann 
u.a., FG BVerwG, S. 507 (531); ähnlich auch Voßkuhle, Der Wandel von Verwaltungs-
recht und Verwaltungsprozeßrecht, in: Hoffmann-Riem/Schmidt-Aßmann, Verwaltungs-
recht in der Informationsgesellschaft, S. 349 (363) zum Europarecht: „Seine Außenper-
spektive und Distanz zur jeweiligen nationalen Rechtsordnung ermöglicht es, auf die 
Herausforderungen der Informationsgesellschaft in einer Weise konzeptionell und inno-
vativ zu reagieren, die dem nationalen Gesetzgeber auf Grund innenpolitischer Zwänge 
und liebgewonnener Traditionen und Verkrustungen faktisch häufig versperrt bleibt.“; 
sowie Wahl, Das deutsche Genehmigungs- und Umweltrecht unter Anpassungsdruck, in: 
Dolde (Hrsg.), Umweltrecht im Wandel, S. 237 (257): „... meine Analyse des Öffentli-
chen Rechts ... interpretiert die Europäisierung als ... Anstoß und Motor ..., um dem deut-
schen Recht und der deutschen Rechtswissenschaft Selbstreflexion und Nachdenken von 
außen aufzudrängen und damit Überlegungen in Gang zu bringen, die von innen nicht 
mehr ausreichend angestoßen worden sind.“ 
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II. Untersuchungsprogramm und Gang der Arbeit 
Untersuchungsprogramm und Gang der Arbeit 

Eine Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes der Arbeit erfolgt über 
die Bestimmung der Begriffe der Verwaltung, des Verwaltungsverfahrens 
und der kommunikativen Verfahrenshandlung. Da juristische Begriffe nur 
im Rahmen der jeweiligen Rechtsordnung bestimmt werden können22, hat 
diese Eingrenzung jedoch in Bezug auf die zu untersuchenden Rechtsord-
nungen des deutschen Rechts und des Europarechts getrennt zu erfolgen 
(§ 2 und § 7).  

Der erste Teil der Arbeit widmet sich dem deutschen Verwaltungsrecht. 
Nach der spezifischen Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes (§ 2) 
und der Darstellung der Geschichte des Rechts der Verfahrenshandlungen 
(§ 3) wird zunächst eine Bestandsaufnahme des praktizierten Rechts der 
kommunikativen Verfahrenshandlungen im deutschen Verwaltungsrecht 
vorgenommen (§ 4). Dabei wird die Ausgestaltung der jeweiligen im deut-
schen Verwaltungsrecht anerkannten kommunikativen Verfahrenshandlun-
gen bestimmt. Dazu werden zum einen der Anwendungsbereich, die An-
wendungsvoraussetzungen und -grenzen sowie der Umfang der Gewähr-
leistung analysiert. Zum anderen wird untersucht, ob ein subjektiver ver-
fahrensrechtlicher Anspruch auf Vornahme dieser Verfahrenshandlung be-
steht. Sodann wird gefragt, ob und inwieweit die so ermittelte Wirkungs-
kraft durch das vorhandene Sanktionspotential und die gegebenen Rechts-
schutzmöglichkeiten relativiert wird. Im daran anschließenden Kapitel 
werden die verfassungsrechtlichen Vorgaben herausgearbeitet (§ 5). In ei-
nem den ersten Teil abschließenden Kapitel wird untersucht, ob sich das 
praktizierte Recht im Rahmen der verfassungsrechtlichen Vorgaben hält 
(§ 6). 

Der zweite Teil der Arbeit beschäftigt sich mit dem europäischen Ver-
waltungsrecht. Nachdem wiederum zuerst eine Eingrenzung des Untersu-
chungsgegenstandes vorzunehmen ist (§ 7), wird das Recht der kommuni-
kativen Verfahrenshandlungen im Eigenverwaltungsrecht entsprechend 
dem obigen Untersuchungsprogramm erforscht und mit dem deutschen 
Verwaltungsrecht verglichen (§ 8). Schließlich wendet sich der Blick der 
Europäisierung des Rechts der Verfahrenshandlungen zu (§ 9). Sodann 
werden die völkerrechtlichen Vorgaben auf europäischer Ebene für das 
Recht der kommunikativen Verfahrenshandlungen beleuchtet (§ 10). 

                                                 
 
22  Dieser Befund gilt insbesondere im Verhältnis zwischen dem Gemeinschaftsrecht 

und dem Recht der Mitgliedsstaate, siehe auch Danner, Quersubventionierung öffentli-
cher Unternehmen, S. 24. 
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Abschließend werden die Ergebnisse des Rechtsvergleichs sowie der 
Änderungsbedarf im deutschen Verwaltungsverfahrensrecht zusammenge-
fasst (§ 11) und der Wandel des Verwaltungskommunikationsrechts in der 
Informationsgesellschaft zusammenfassend beleuchtet (§ 12). Die Arbeit 
mündet in konkrete Vorschläge für Gesetzesänderungen. 





 

Erster Teil: 
Deutsches Verwaltungsrecht 

§ 2  Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes 

Eine Eingrenzung des Untersuchungsgegenstandes erfolgt über die Be-
stimmung der Begriffe der Verwaltung (I.), des Verwaltungsverfahrens 
(II.) und der kommunikativen Verfahrenshandlung (III.). 

I. Verwaltung 
Verwaltung 

Im allgemeinen Sprachgebrauch ist unter Verwaltung eine Tätigkeit zu 
verstehen, die im Rahmen vorgegebener Entscheidungen bestimmte Le-
bensgebiete ordnet und gestaltet1. Eine erste Eingrenzung ergibt sich, wenn 
man die Betrachtung auf die öffentliche Verwaltung, d.h. auf die Verwal-
tung des Staates (einschließlich seiner – z.T. rechtlich verselbständigten – 
Untergliederungen), beschränkt2 und damit die privatrechtliche Verwal-
tung3 ausnimmt. Zugleich ist klarzustellen, dass mit dem Begriff der Ver-
waltung nur ein Teil der Staatstätigkeit angesprochen wird. Während frü-
her teilweise die gesamte Staatstätigkeit als Verwaltung bezeichnet wurde4, 
                                                 

 
1  Reizenbüchler/K. Wolf, Brockhaus, Eintrag ‚Verwaltung‘. – Diese Wortbedeutung 

deckt sich mit der etymologischen Untersuchung (vgl. Wolff/Bachof/Stober, Verwal-
tungsrecht, § 2 Rn. 8): Der Begriff der Verwaltung lässt sich zurückführen auf das mit-
telhochdeutsche Wort ‚walten‘, das ‚leiten, lenken, führen‘ bedeutet; die Vorsilbe ‚Ver-‘ 
hat die Bedeutung von ‚vorwärts, bis zur Vollendung treiben‘ mit der Nebenbedeutung 
‚Auftrag, Mittelbarkeit‘. Danach geht es bei der Verwaltung um eine zukunftsgerichtete 
planvolle Tätigkeit im Auftrag oder für jemand anderen. 

2  Ehlers, Verwaltung und Verwaltungsrecht, in: Erichsen/ders., Allg. Verwaltungs-
recht, § 1 Rn. 4; Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Bd. I, S. 2; Maurer, Allg. 
Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 1; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, § 2 Rn. 1. 

3  Vgl. Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Bd. I, S. 2; Maurer, Allg. Ver-
waltungsrecht, § 1 Rn. 1; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungsrecht, § 2 Rn. 1. Ausgenom-
men ist so z.B. die Verwaltung eigenen Vermögens, des Vermögens der Kinder, eines 
Nachlasses, eines Vereins oder einer Handelsgesellschaft (Bsp. von Wolff/Bachof/Stober, 
Verwaltungsrecht, § 2 Rn. 1; die Erstauflage führte statt der Verwaltung des Vermögens 
der Kinder des der Ehefrau auf, S. 6). 

4  So noch im absolutistischen Staat, Nachw. bei Schwarze, Europäisches Verwal-
tungsrecht, S. 13. 
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führte die Montesquieu’sche Gewaltenteilungslehre zu einer weiteren Ein-
engung des Verwaltungsbegriffes5.  

Eine exakte juristische Bestimmung des Begriffes der Verwaltung berei-
tet Schwierigkeiten. Die Versuche der Begriffsbestimmung füllen Mono-
graphien, der Streit um die positive oder negative Bestimmungsmethode ist 
trotz seiner Dauer längst nicht entschieden.  
In der Verwaltungsrechtlehre haben sich zwei Wege zur Bestimmung der Verwaltungstä-
tigkeit im materiellen Sinn, d.h. derjenigen Staatstätigkeit, welche die Wahrnehmung der 
Verwaltungsangelegenheiten zum Gegenstand hat (vgl. § 1 Abs. 4 VwVfG)6, herausge-
bildet. Im Anschluss an O. Mayer wird versucht, den Begriff der Verwaltung im Wege 
der Subtraktion zu erfassen. Diese sog. negative Begriffsbestimmung geht von der Gewal-
tenteilungslehre aus und grenzt die Verwaltung von der Gesetzgebung und der Recht-
sprechung ab7. Gegen diesen Weg der Begriffsbestimmung wird eingewandt, dass er in 
den Fällen an seine Grenze stoße, in denen eine Einordnung in das Gewaltenteilungs-
schema schwierig ist, z.B. bei der Ausübung von Kontrolltätigkeiten8 oder der nicht-
gesetzgeberischen Tätigkeit des Parlaments9. Im Übrigen sei der Begriff der Gesetzge-
bung mit der gleichen Schwierigkeit zu bestimmen wie der Begriff der Verwaltung10. Die 
sog. positive Begriffsbestimmung versucht demgegenüber, die Tätigkeit der Verwaltung 
positiv zu umschreiben und nimmt dabei auf unterschiedliche Momente und Merkmale 
Bezug11. Die größte Schwäche dieser Begriffsbestimmung liegt darin, dass es sich dabei 
um bloße Umschreibungen handelt, die zwar auf wesentliche Aspekte hinweisen, aber 
keineswegs eine erschöpfende Definition darstellen12. Ferner handelt es sich bei einer 

                                                 
 
5  Die Verwaltungstätigkeit als Teil der Exekutive ist abzugrenzen von der Legislati-

ven und der Judikativen. Innerhalb der Exekutive ist die Verwaltungstätigkeit von der 
Regierungstätigkeit zu unterscheiden. 

6  Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 2; Wolff/Bachof/Stober, Verwaltungs-
recht, § 2 Rn. 6. – Die Verwaltungstätigkeit lässt sich auch formell durch die Bezugnah-
me auf die Verwaltungsorganisation als der Gesamtheit der Verwaltungssubjekte be-
stimmen. Die Verwaltungstätigkeit im formellen Sinn erfasst alle Tätigkeiten der Ver-
waltungssubjekte unabhängig von ihrer materiellrechtlichen Qualifizierung. Bei einer 
Vielzahl von Tätigkeiten handelt es sich sowohl um Verwaltungstätigkeit im formellen 
als im materiellen Sinn, jedoch üben z.B. auch Nicht-Verwaltungsorgane Verwaltungstä-
tigkeit im materiellen Sinn aus (z.B. Erlass sog. Justizverwaltungsakte durch die Gerich-
te, weitere Bsp. bei Ehlers, Verwaltung und Verwaltungsrecht, in: Erichsen/ders., Allg. 
Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 8). 

7  So bereits O. Mayer zur Jahrhundertwende 19./20. Jahrhundert (O. Mayer, Deut-
sches Verwaltungsrecht, Bd. I, S. 1ff.); diese Bestimmung übernehmen z.B. Creifelds/K. 
Weber/Guntz, Rechtswörterbuch, Eintrag ‚Verwaltung, öffentliche‘; zusammenf. Ehlers, 
Verwaltung und Verwaltungsrecht, in: Erichsen/ders., Allg. Verwaltungsrecht, § 1 
Rn. 7f.; Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 6. 

8  So Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 6. 
9  So Ehlers, Verwaltung und Verwaltungsrecht, in: Erichsen/ders., Allg. Verwal-

tungsrecht, § 1 Rn. 8. 
10  So Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 6. 
11  Vgl. die Zusammenfassung bei Ehlers, Verwaltung und Verwaltungsrecht, in:  

Erichsen/ders., Allg. Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 6, und Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, 
§ 1 Rn. 7.  

12  So Maurer, Allg. Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 7. 
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Hinweis: Stand der Rechtsakte ist der 31. Dezember 2006. Rechtsprechung und Literatur 
wurden bis zum 31. Dezember 2006 ausgewertet, darüber hinaus konnten einzelne Auf-
sätze aus dem Jahr 2007 berücksichtigt werden. Die Internetadressen wurden zuletzt am  
1. Januar 2007 überprüft. 
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